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Hauptsatzung der Kreisstadt Bergheim vom 10. November 2020

Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 29.09.2020 (GV.NRW 2020 S. 916), in Kraft getreten am 01.10.2020 hat der Rat der
Kreisstadt Bergheim in seiner Sitzung am 09. November 2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Name, Kreissitz

Die Stadt Bergheim wurde zum 1. Januar 1975 durch das Gesetz zur Neugliederung der
Gemeinden und Kreise des Neugliederungsraumes Koln (KéIn-Gesetz) vom 05. November 1974
(GV. NRW. S. 1072) mit dem Namen "Stadt Bergheim" gebildet. Nach § 26 dieses Gesetzes ist
die Stadt Bergheim Kreisstadt des Rhein-Erft-Kreises.

Die Stadt fiihrt die Bezeichnung "Kreisstadt Bergheim".

§ 2 Stadtgebiet

1)

)

Das Stadtgebiet erstreckt sich auf einer Flache von 9.661 ha. Seine Umgrenzung ergibt sich aus
der Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung ist (Anlage 1).

Innerhalb des Stadtgebietes werden folgende Stadtteile gebildet und wie folgt abgekiirzt:

1.  Bergheim - Ahe Ah
2. Bergheim — Auenheim Au
3. Bergheim - Blisdorf Bii
4, Bergheim - Fliesteden Fl
5. Bergheim - Glesch Gl
6. Bergheim - Glessen Gn
7. Bergheim - Kenten Ke
8. Bergheim Bm
9. Bergheim - NiederauRem Na
10. Bergheim - Oberauem Oa
11. Bergheim — Paffendorf Pa
12.  Bergheim - Quadrath-Ichendorf Qu
13.  Bergheim - Rheidt-Hlchelhoven Rh
14. Bergheim - Thorr Th
15. Bergheim - Zieverich Zi

Die raumliche Abgrenzung der Stadtteile ergibt sich aus der als Anlage 1 beigefugten Karte, die
Bestandteil dieser Satzung ist.



8 3 Bezeichnung von Stadtteilen in Personenstandsbiichern und -urkunden

)

Fir die Bezeichnung in Personenstandshiichern und -urkunden werden flr die Kreisstadt
Bergheim folgende Stadtteilbezeichnungen festgelegt: Ahe, Auenheim, Bergheim, Bisdorf,
Fliesteden, Glesch, Glessen, Kenten, NiederauBem, Oberaulem, Paffendorf,
Quadrath-Ichendorf, Rheidt-Hiichelhoven, Thorr und Zieverich.

(2) Die raumlichen Abgrenzungen dieser Stadtteile sind identisch mit den in § 2 festgelegten

Stadtteilen.

8 4 Hoheitszeichen

Die Kreisstadt Bergheim flihrt ein Wappen, ein Siegel und eine Flagge (Banner und Hissflagge).
Die Abdrucke und die Beschreibungen sind als Anlage 2 - 4 beigefugt.

8 5 Gleichstellung von Frau, Mann und Divers

D

)

©)

Das Landes- und Bundesgleichstellungsgesetz hat die Verwirklichung des Grundrechts der
Gleichberechtigung von Frauen und Mannern zum Ziel. Die Kreisstadt Bergheim wird deshalb
gezielt MalRnahmen ergreifen, die es sowohl Frauen als auch Mé&nnern sowie Diversen
ermdglichen, Familie und Beruf miteinander zu vereinbaren.

Die  Birgermeisterin/Der ~ Birgermeister  bestellt  eine  hauptamtlich  tatige
Gleichstellungsbeauftragte. Diese soll mit einer vollen Stelle flir den Bereich Gleichstellung tétig
sein.

Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und MalRnahmen der Gemeinde mit,
die die Belange von Frauen beriihren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung von Frau
und Mann sowie Diversen und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der
Gesellschaft haben.

Die Burgermeisterin/Der Burgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte Uber
geplante Mainahmen gem. Abs. 2 rechtzeitig und umfassend.

§ 6 Bezeichnungen

1)
(2)
©)

Der Rat fiihrt die Bezeichnung "Rat der Kreisstadt Bergheim".
Die Mitglieder des Rates fiihren die Bezeichnung ,,Stadtrat/Stadtrétin™,

Die Funktionsbezeichnungen dieser Hauptsatzung werden in weiblicher oder ménnlicher Form
gefiihrt.

8 7 Aufgaben

Der Rat entscheidet uber die nichtubertragbaren Angelegenheiten (8 41 Abs. 1 GO NRW) und
alle brigen Angelegenheiten, soweit diese nicht zu den der Birgermeisterin/dem Blirgermeister



gesetzlich (bertragenen Aufgaben gehdren oder vom Rat auf einen Ausschuss oder der
Burgermeisterin/dem Burgermeister Uibertragen sind.

§ 8 Verfahren

Das Verfahren des Rates und seiner Ausschiisse wird in einer Geschéftsordnung geregelt.

8 9 Unterrichtung der Einwohner

)

)

©)

Der Rat hat die Einwohnerinnen und Einwohner (ber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt zu unterrichten. Die Unterrichtung hat moglichst friihzeitig zu erfolgen. Uber die Art
und Weise der Unterrichtung (z.B. Hinweis in der ortlichen Presse, offentliche Anschlége,
schriftliche Unterrichtung aller Haushalte, Durchfuhrung besonderer
Informationsveranstaltungen, Abhaltung von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat
von Fall zu Fall.

Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen oder
Vorhaben der Stadt handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und
nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen flir Einwohnerinnen und
Einwohner verbunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des Stadtgebietes
beschrénkt werden.

Hat der Rat die Durchfiilhrung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt die
Burgermeisterin/der Blrgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und ladt die
Einwohnerinnen und Einwohner unter Hinweis auf Grundlagen, Ziel und Zweck (Planungen
und Vorhaben) der Versammlung durch 6ffentliche Bekanntmachung oder Flugblatter ein. Die in
der Geschaftsordnung fiir die Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten
entsprechend.

Die Biirgermeisterin/Der Birgermeister fiihrt den Vorsitz in der Einwohnerversammlung und
erteilt das Wort. Die Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner ist in der Regel so
vorzunehmen, dass Gelegenheit zur AuBerung und Erdrterung besteht. Eine Beschlussfassung
findet nicht statt. Der Rat ist Uber den Verlauf der Einwohnerversammlung in seiner nachsten
Sitzung zu unterrichten.

§ 10 Anregungen und Beschwerden

1)

)

©)

Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen
oder Beschwerden an den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden missen eine
Angelegenheit betreffen, die in den Aufgabenbereich der Kreisstadt Bergheim féllt.

Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Kreisstadt Bergheim
fallen, sind von der Bilirgermeisterin/dem Biirgermeister an die zustandige Stelle weiterzuleiten.
Die Antragstellerin/Der Antragssteller ist hierliber zu unterrichten.

Fiir die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat im
Rahmen der Zustéandigkeitsordnung einen Ausschuss. Sie sind dem Rat nicht mehr vorzulegen



(4)

()

(6)

(7)

und spétestens auf die Tagesordnung der dem Antragseingang folgenden Ausschusssitzung zu
setzen, wenn die Anregung mindestens 17 Tage vor der entsprechenden Ausschusssitzung
eingegangen ist. Der Antragstellerin/Dem Antragssteller wird im Ausschuss zur Begrundung
seiner Anregung und Beschwerde ein Rederecht von hdchstens 10 Minuten eingerdumt; die
Redezeit kann durch Beschluss des Ausschusses verlédngert werden. Die Stellungnahme der
Verwaltung ist der Antragstellerin/dem Antragssteller zusammen mit den Ausschussmitgliedern
zur Kenntnis zu geben.

Der durch die Zustandigkeitsordnung bestimmte Ausschuss hat die Anregungen und
Beschwerden inhaltlich zu prifen, soweit gesetzliche Regelungen und andere Zustandigkeiten
dem nicht entgegenstehen. Falls erforderlich, holt der durch Zustandigkeitsordnung bestimmte
Ausschuss Stellungnahmen der Bilrgermeisterin/des Blrgermeisters ein. Soweit eine
abschlieRende Entscheidung durch den durch Zusténdigkeitsordnung bestimmtem Ausschuss
nicht gegeben ist, Uberweist er die Angelegenheit an die zustandige Stelle, der er Empfehlungen
aussprechen kann, an die diese nicht gebunden ist. Zur Erledigungskontrolle sind dem durch
Zustandigkeitsordnung bestimmten Ausschuss von der Burgermeisterin/dem Biirgermeister
Sachstandsberichte vorzulegen.

Von einer Prifung von Anregungen und Beschwerden ist abzusehen, wenn
a) mitihnen lediglich eine Rechtsauskunft begehrt wird;
b) ihr Inhalt einen Straftatbestand erfillt.

Betreffen Anregungen oder Beschwerden eine Angelegenheit, die Gegenstand eines
schwebenden gerichtlichen Verfahrens ist, wird die Behandlung bis zur rechtskréftigen
Entscheidung ausgesetzt. Eine Nachpriifung der richterlichen Entscheidung ist nicht zuldssig.

Die Antragstellerin/Der Antragssteller sowie der durch die Zustadndigkeitsordnung bestimmte
Ausschuss sind lber die jeweiligen Sach-/Ausschussentscheidungen durch die
Burgermeisterin/den Blirgermeister zu unterrichten.

§ 11 Integrationsrat

()

)

©)

Der Integrationsrat besteht aus insgesamt 15 Mitgliedern. Zehn Mitglieder werden gem. § 27
Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung NRW gewéhlt. Flinf Mitglieder bestellt der Rat aus seiner
Mitte hinzu.

Der Integrationsrat kann (iber die Verwendung der ihm zur Verfuigung gestellten Haushaltsmittel
abschlielend befinden.

Anregungen und Stellungnahmen des Integrationsrates sind schriftlich bei der
Burgermeisterin/dem Burgermeister und den zustdndigen Gremien einzureichen. Die
zustandigen Gremien haben sich innerhalb von drei Monaten damit zu befassen.

§ 12 Ersatz des Verdienstausfalles

Stadtratinnen/Stadtrate und Mitglieder der Ausschiisse sowie des Integrationsrates haben
Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten:



a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, dass sie
ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz wird auf
10,50 € festgesetzt.

b) Unselbststandig Tatigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz (bersteigende
Verdienstausfall gegen entsprechenden Nachweis ersetzt.

c) Selbstandig Tatige kdnnen eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten,
sofern sie einen den Regelsatz (bersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. Die
Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklarung Uber die Hohe des
Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird.

d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen von denen mindestens eine ein
Kind unter 14 Jahren oder eine anerkannt pflegebediirftige Person nach SGB XI ist, oder
einen Haushalt mit mindestens 3 Personen flihren und nicht oder weniger als 20 Stunden je
Woche erwerbstétig sind, erhalten fiir die Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit vom
Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag werden statt des
Regelstundensatzes die notwendigen Kosten fir eine Vertretung im Haushalt ersetzt.

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die aul’erhalb der regelméRigen Arbeitszeit aufgrund
der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, werden auf Antrag
in Hohe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht
erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere
Umstande des Einzelfalles werden glaubhaft nachgewiesen.

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfall die in der Entschadigungsordnung (EntschVVO)
festgesetzte Obergrenze Uberschreiten.

Der Verdienstausfall wird furr jede Stunde der versdumten regelméBigen Arbeitszeit berechnet,
wobei die letzte angefangene Stunde minutengenau abgerechnet wird. Anspruch auf
Verdienstausfall besteht nur, wenn es nicht mdglich und zumutbar ist, Arbeitszeiten und
mandatsbedingte Tatigkeiten so aufeinander abzustimmen, dass keine zeitliche Kollision
entsteht.

8§ 13 Aufwandsentschadigungen

1)

)

Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschadigung in Form eines monatlichen Pauschal-
betrages nach MaRgabe der Entsch\VVO.

Sachkundige  Burgerinnen/Burger, sachverstandige Burgerinnen/Blrger, sachkundige
Einwohnerinnen/Einwohner und beratende Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehdren,
erhalten flr die im Rahmen ihrer Mandatsausiibung erforderliche Teilnahme an Ausschuss- und
Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach MaRgabe der EntschVVO. Dies gilt unabhéngig vom
Eintritt des Vertretungsfalles auch fiir die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes
Ausschussmitglied.

Mitglieder des Integrationsrates erhalten fir die Teilnahme an Sitzungen des Integrationsrates
ein Sitzungsgeld nach MaRgabe der EntschVO.



©)

(4)

Fraktionssitzungen sind auch Sitzungen von Teilen einer Fraktion (Fraktionsvorstand,
Fraktionsarbeitskreise). Fraktionssitzungen kénnen auch online (Video- oder Telefonkonferenz)
durchgefuhrt werden, sofern sie unter den gleichen Voraussetzungen wie eine Présenzsitzung
(Einladung, Tagesordnung etc.) stattfinden. Die Zahl der ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen
wird auf 12 Sitzungen pro Person und Jahr beschrénkt.

Stellvertretende  Blrgermeisterinnen/Birgermeister, Fraktionsvorsitzende, stellvertretende
Fraktionsvorsitzende und Ausschussvorsitzende erhalten neben der Aufwandsentschadigung als
Ratsmitglied entsprechend den Regelungen des § 46 GO NRW und nach Maligabe der
Entschédigungsverordnung eine zuséatzliche Aufwandsentschadigung.

§ 14 Stellvertretende Blrgermeister

Der Rat wahlt drei Stellvertreterinnen/Stellvertreter der Blirgermeisterin/des Burgermeisters. Sie
sind ehrenamtlich tatig. Sie vertreten die Bilrgermeisterin/den Birgermeister bei der
Reprasentation der Kreisstadt. Sie vertreten die Bilrgermeisterin/den Blrgermeister im
Verhinderungsfall bei der Leitung von Ratssitzungen. Die Reihenfolge der Stellvertretung
bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 GO.

8 15 Wahl der Ortsbirgermeisterin/Ortsbiirgermeister

Fir die fiinfzehn Stadtteile (8 2 Abs. 2) wird vom Rat je eine Ortsbirgermeisterin/ein
Ortsblrgermeister gewéahlt. Bei der Wahl beriicksichtigt der Rat das bei der Wahl des Rates im
jeweiligen Stadtteil erzielte Stimmenverhéltnis. Die Ortsblrgermeisterin/Der Ortsbiirgermeister
soll in dem Stadtteil, fiir den er/sie bestellt wird wohnen und muss dem Rat angehéren oder
angehdren konnen. Die rdumliche Abgrenzung der Stadtteile ergibt sich aus der als Anlage
beigefiigten Karte.

§ 16 Aufgaben der Ortsbirgermeisterin/Ortsblirgermeister

(1) Die Ortsburgermeisterin/Der Ortsbiirgermeister hat die Belange ihres/seines Stadtteiles

gegentiber dem Rat wahrzunehmen. Im Rahmen dieser Aufgabe ist sie/er jederzeit berechtigt und
verpflichtet, Wiinsche, Anregungen und Beschwerden aus ihrem/seinem Stadtteil an den Rat oder
in den flr die Entscheidung der Angelegenheit zustandigen Ausschuss weiterzuleiten. Der Rat
bzw. der Ausschuss soll die Ortsbiirgermeisterin/den Ortsbiirgermeister vor der Entscheidung
Uiber Angelegenheiten, die Belange des Stadtteils beriihren, héren. Die Anhérung kann sowohl
schriftlich als auch mindlich erfolgen. Sie soll mindlich erfolgen, wenn die
Ortsburgermeisterin/der Ortsblrgermeister in einer Angelegenheit dem Rat Wainsche,
Anregungen  oder  Beschwerden  vorgetragen  hat. Dariiber  hinaus  sind
Ortsburgermeisterinnen/Ortsbiirgermeister berechtigt, an allen nichtdffentlichen Sitzungen des
Rates und der Ausschiisse als Zuhorer teilzunehmen.



(2) Die Burgermeisterin/Der ~ Blrgermeister ~ ist  in  Abstimmung mit  ihren
Stellvertreterinnen/Stellvertretern berechtigt, die Ortsbirgermeisterin/den Ortsblrgermeister in
geeigneten Féllen flr den Bereich ihres/seines Stadtteils mit der Wahrnehmung repréasentativer
Aufgaben und Verpflichtungen zu beauftragen.

(3) Die Biirgermeisterin/Der Birgermeister kann die Ortsbirgermeisterin/den Ortsbiirgermeister
mit der Erledigung bestimmter Geschafte der laufenden Verwaltung beauftragen. Die
Ortsbirgermeisterin/Der Ortsbhiirgermeister fuhrt diese Geschafte in Verantwortung gegeniber
der Birgermeisterin/dem Burgermeister

§ 17 Entschadigung der Ortsbirgermeisterin/des Ortsbirgermeister

(1) Zur Abgeltung des der Ortsbirgermeisterin/ dem Ortsbirgermeister durch die Wahrnehmung
ihrer/seiner ~ Aufgaben entstehenden  Aufwandes erhalt sie/er eine  monatliche
Aufwandsentschadigung in Hohe des Hochstbetrages gemal 8 3 Abs. 2 Satz 1 EntschVO.

(2) Daneben steht der Ortsblrgermeisterin/dem Ortsburgermeister der Ersatz des Verdienstausfalles
zu. FiOr die Durchfiihrung von Altenehrungen und Ehejubilden werden kein Ersatz des
Verdienstausfalles und keine Fahrkostenerstattung gezahlt.

8§ 18 Bildung von Ausschuissen

(1) Uber die Bildung, Zusammensetzung und Zahl der Mitglieder von Ausschiissen beschlieRt der
Rat, soweit gesetzlich nichts Anderes vorgeschrieben ist.

(2) Die Aufgaben nach dem Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmaler im Lande Nordrhein-
Westfalen vom 11.03.1980 Ubertragt der Rat im Rahmen der Zustandigkeitsordnung einem
Ausschuss. Fir die Beratungen von Aufgaben nach diesem Gesetz werden zusétzlich zwei fur
die Denkmalpflege sachverstandige Birgerinnen/Blrger vom Rat bestimmt, die dem Ausschuss
mit beratender Stimme angehdren.

§ 19 Befugnisse der Ausschuisse

(1) Grundsatzlich haben die Ausschiisse die Aufgabe, in den Sachgebieten, flr die sie gebildet
werden, die Beschlisse des Rates vorzubereiten. Angelegenheiten, fur die kein anderer
Ausschuss sachlich zusténdig ist, werden vom Hauptausschuss vorberaten.

(2) Der Rat (Ubertragt durch Beschluss die Entscheidung tber bestimmte Angelegenheiten auf
Ausschiisse.

(3) Die Ausschusse konnen die Entscheidung auf die Birgermeisterin/den Burgermeister
tbertragen.

(4) Die Ausschiisse kénnen im Einzelfall fir bestimmte, komplexe oder schwierige Angelegenheiten
Arbeitskreise, Beirate oder Kommissionen mit lediglich beratender Befugnis bilden.

Die 88 12 und 13 dieser Satzung gelten entsprechend.



8 20 Burgermeisterin/Burgermeister

(1) Die Zustandigkeit der Blrgermeisterin/des Biirgermeisters richtet sich nach den Bestimmungen
der Gesetze und Satzungen sowie nach den Beschliissen des Rates und der Ausschsse.

(2) Unter dem Vorbehalt des § 41 Abs. 3 GO NRW gelten die Geschéfte der laufenden Verwaltung
im Namen des Rates als auf die Burgermeisterin/den Blrgermeister Ubertragen. Es bleibt dem
pflichtgemé&lRen Ermessen der Biirgermeisterin/des Blirgermeisters tiberlassen, welche Geschéafte
als Geschafte der laufenden Verwaltung anzusehen sind.

©)

(4)

Die Birgermeisterin/Der Birgermeister ist dafir verantwortlich, dass dem Rat nichts
vorenthalten wird, was nach § 41 Abs. 1 GO NRW zu dessen Zusténdigkeit gehort.

Der Burgermeisterin/Dem Biurgermeister werden folgende Angelegenheiten zur Entscheidung
ubertragen:

a)

b)

d)

9)

Heranziehung zu  Gemeindeabgaben, einschlieBlich  des  Abschlusses von
ErschlieBungs- und Abldsungsvertragen,

Stundung von Geldforderungen bis zu 200.000 € im Einzelfall, die Niederschlagung von
Geldforderungen bis zu 100.000 € im Einzelfall und der Erlass von Geldforderungen bis zu
20.000 € im Einzelfall, die Burgermeisterin/der Blirgermeister unterrichtet den jeweils
zusténdigen Fachausschuss vierteljahrlich {iber alle Stundungen iiber 40.000 € und alle
Niederschlagungen und Erlasse iiber 10.000 € im Einzelfall,

Leistung von Ausgaben zur Erfullung gesetzlicher Aufgaben und rechtlicher
Verpflichtungen im Rahmen der Ansétze des Haushaltsplanes,

Vergabe aller Auftrdge einschlieBlich der damit verbundenen Planungen unter
Beriicksichtigung der in der Zustdndigkeitsordnung getroffenen Regelungen zur
Ausgestaltung der wesentlichen Eckpunkte der Leistungsinhalte von Auftragsvergaben mit
einem Vertrags- oder Bestellwert {iber 100.000 € netto.

Die Birgermeisterin/Der Blrgermeister unterrichtet den jeweils zustandigen
Fachausschuss vierteljahrlich (ber alle Auftragsvergaben ab 20.000 € und berichtet
regelmaRig zu Kosten- und Bauzeitenentwicklungen bei Mafinahmen iiber 100.000 €,

sonstige zwingende Ausgaben,

Aufnahme von Investitionskrediten und Krediten zur Liquiditatssicherung im Rahmen der
Erméchtigungen aus der Haushaltssatzung,

Tausch, Belastung, Erwerb und VerduRerung von Grundstlicken im Rahmen der Ansétze
des Haushaltsplanes bis zu einem Wert von 150.000 €. Die Biirgermeisterin/Der
Burgermeister unterrichtet den jeweils zustdndigen Fachausschuss vierteljahrlich tber alle
Grundstiickskaufe und —verkaufe von 10.000 € bis 150.000 €.

h) Ausstattung der Verwaltung im Rahmen der Ansatze des Haushaltsplanes,

i) Berufung zu ehrenamtlichen Tétigkeiten,

J) Vergabe von Vermessungsleistungen im Rahmen der Ansdtze des Haushaltsplanes



()

10

Der Rat kann im Einzelfalle durch Beschluss weitere Entscheidungsbefugnisse auf die
Burgermeisterin/den Blirgermeister (ibertragen.

§ 21 Zustandigkeit fur dienstrechtliche und arbeitsrechtliche Entscheidungen

)

(2)

®)

Die Burgermeisterin/Der Birgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen
Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist.

Die Birgermeisterin/Der Burgermeister unterrichtet den jeweils zustdndigen Fachausschuss
vierteljahrlich tiber alle von ihr/ihm getroffenen Personalentscheidungen,

Entscheidungen fiir Bedienstete in Flhrungspositionen, die das beamtenrechtliche
Grundverhaltnis oder das Arbeitsverhaltnis eines Bediensteten zur Stadt verandern, sind von der
Burgermeisterin/dem Burgermeister im Einvernehmen mit dem Haupt-, Sozial und
Personalausschuss zu treffen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Bedienstete in
Flhrungspositionen sind Leiter von Organisationseinheiten, die der Burgermeisterin/dem
Burgermeister, der Beigeordneten/dem Beigeordnetem, den Dezernentinnen/den Dezernenten
und der Kémmerin/dem K&mmerer unmittelbar unterstehen.

Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Kommt eine Entscheidung
des Rates nicht in der auf die erstmalige Beratung folgenden Sitzung zu Stande, bleibt es bei der
Personalkompetenz der Birgermeisterin/des Biirgermeisters.

Als Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundverhéltnis oder das Arbeitsverhaltnis
einer/eines Bediensteten zur Gemeinde verandern, gelten insbesondere Ernennungen
(Einstellung, Anstellung und Beforderung von Beamtinnen und Beamten, Umwandlung des
Beamtenverhiltnisses, Ubernahme aus dem Angestellten- in das Beamtenverhaltnis),
Entlassungen von Beamtinnen und Beamten sowie der Abschluss von Arbeitsvertragen,
Hohergruppierung und die Kindigung von Arbeitsverhaltnissen mit Beschéftigten.

8§ 22 Beigeordnete

Es werden ein hauptamtlicher Beigeordneter/eine hauptamtliche Beigeordnete und ein
Technischer hauptamtlicher Beigeordneter/eine Technische hauptamtliche Beigeordnete
gewahlt.

Einer/eine der Beigeordneten ist allgemeiner Vertreter/allgemeine Vertreterin des
Burgermeisters/ der Biirgermeisterin.

8§ 23 Vertrage

)

Vertrage der Stadt mit Stadtratinnen/Stadtraten, Ausschussmitgliedern und leitenden
Dienstkraften der Stadt bedirfen der Genehmigung durch den Rat.
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Keiner Genehmigung bedurfen:

a) Vertrage, soweit sich Stadtratinnen/Stadtrate bzw. Ausschussmitglieder im Rahmen eines
Vergabeverfahrens nach der stédtischen Vergabeordnung um die Ausfihrung von
Leistungen oder Bauleistungen beworben und das annehmbarste Angebot unterbreitet
haben,

b) Vertrége, die auf der Basis feststehender Tarife abgeschlossen werden,
c) Vertrage, deren Abschluss ein Geschéaft der laufenden Verwaltung darstellen.

Leitende Dienstkrafte im Sinne dieser Vorschrift sind die Blirgermeisterin/der Burgermeister,
die Beigeordnete/der Beigeordnete, die Fachbereichsleiterinnen/die Fachbereichsleiter, die
Dezernentinnen/die Dezernenten, die Kdémmerin/der Kdmmerer und die Leiterin/der Leiter des
Rechnungsprifungsamtes.

§ 24 Unterrichtung der Offentlichkeit

1)

()

Die Birgermeisterin/Der Birgermeister hat die Offentlichkeit Uber alle bedeutsamen
Angelegenheiten der Stadt, soweit es nach dem sachlichen und zeitlichen Verhandlungsstand
unbedenklich ist, durch Mitteilung zu unterrichten.

Zeit und Ort der Sitzung des Rates sowie die Tagesordnung sind gemaR § 25 &ffentlich
bekanntzumachen.

§ 24 a Akteneinsicht

Das Verlangen auf Akteneinsicht gem. 8 55 Abs. 5 GO NRW st der Birgermeisterin/dem
Burgermeister vom Ratsmitglied schriftlich anzuzeigen.

Die Burgermeisterin/Der Burgermeister bestimmt den Ort der Akteneinsicht und die Teilnahme
eines Bediensteten. Die Akteneinsicht hat innerhalb von 10 Arbeitstagen nach erfolgter Anzeige
zu erfolgen.

§ 25 Bekanntmachungen

()

)

Offentliche Bekanntmachungen der Kreisstadt Bergheim, die durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben sind, werden im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises vollzogen.

Ist die offentliche Bekanntmachung gem. Abs. 1 infolge hoherer Gewalt oder sonstiger
unabwendbarer Ereignisse nicht moglich, erfolgt sie als Verdffentlichung im Internet auf der
Homepage der Kreisstadt Bergheim (www.bergheim.de). Ist der Hinderungsgrund entfallen,
wird die 6ffentliche Bekanntmachung gem. Abs. 1 unverziiglich nachgeholt.
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8 26 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Hauptsatzung vom 01.10.1996 auler Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Bergheim wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefihrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemanr ¢ffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Stadt vorher gertigt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass die Karte nach § 2 Abs. 1 der Hauptsatzung sowie die
Originale des Wappens, des Siegels und der Flagge der Stadt Bergheim wéhrend der Dienstzeit der
Stadtverwaltung im Rathaus eingesehen werden kénnen.

Bergheim, den 10.11.2020
Der Burgermeister

gez.

Originale der

Anlage 1 (Karte) zu 8 2 der Satzung unter: Karte tiber die Stadtbezirke der Kreisstadt Bergheim.pdf
(als PDF-Datei). Das dazugehérige Straenverzeichnis unter: Kopie von StraRenschliissel
aktuell.xlIsx (als Excel-Tabelle),

Anlage 2 (Wappen),
Anlage 3 (Siegel),
Anlage 4 (Flagge),

koénnen im Rathaus der Kreisstadt Bergheim, Bethlehemer Str. 9-11, 50126 Bergheim eingesehen
werden.


file://///kdvz430.intern/FSC$/FS800/Dat/Alle/Ortsrecht/Karte%20über%20die%20Stadtbezirke%20der%20Kreisstadt%20Bergheim.pdf
file://///kdvz430.intern/FSC$/FS800/Dat/Alle/Ortsrecht/Kopie%20von%20Straßenschlüssel%20aktuell.xlsx
file://///kdvz430.intern/FSC$/FS800/Dat/Alle/Ortsrecht/Kopie%20von%20Straßenschlüssel%20aktuell.xlsx
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" Stadtgebiet der Kreisstadt
< Bergheim ’

- Stadtbezirke

. gem. § 39 GO NRW

Bergheim - Ahe

Bergheim - Auenheim
Bergheim - Busdorf

Bergheim - Fliesteden
Bergheim - Glesch

Bergheim - Glessen

Bergheim - Kenten

Bergheim

Bergheim - NiederauRem

10. Bergheim - Oberaufem

11. Bergheim - Paffendorf

12. Bergheim - Quadrath-Ichendorf
.. 13. Bergheim - Rheidt-Hiichelhoven
14. Bergheim - Thorr

15. Bergheim - Zieverich
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Anlage 2 zur Hauptsatzung der Kreisstadt Bergheim

“Wappen der Kreisstadt Bergheim
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Siegel der Kreisstadt Bergheim




FLAGGE
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FLAGGE
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Beschreibung der Hoheitszeichen gem. § 4 der Hauptsatzung 1t. Urkunden vom 6. April 1976
und 6. April 1977:

Das Wappen:
In Blau eine gezinnte silberne (weifle) ngmauer mit je einem Tor oben und

unten sowie je einem Zinnenturm an den Schildrdndern, die einen goldenen
(gelben) Schild, darin ein rotbewehrter und —bezungter schwarzer Lowe,
umschlief3t.

Das Siegel:
Umschrift: oben: Kreisstadt Bergheim

unten: Rhein-Erft-Kreis

Slegelblld

Im Siegelrund der Wappenschlld der Stadt in einem Doppelkreis; die ngmauel
in Umrisszeichnung, die einen weiflen Schild, darin ein weiSbewehrter und —
bezungter schwarzer Lowe, umschlief3t.

Die Flagge: ,
als Banner: Gelb-Schwarz im Verhaltnis 1:1 ldngsgestreift mit dem tiber die

Mitte nach oben verschobenen Wappenschild der Stadt.

als Hissflagge: Gelb-Schwarz im Verhéltnis 1:1 léingsgestfeift mit dem zur
Stange gewendeten Wappenschild der Stadt in der Mitte.





